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I.  
Die „Zeitenwende“ ist da: in Form öffentlich 
wirksamer Militarisierung

„Marine live“ – so nennt sich ein Programm der 
Marine, um Nachwuchs zu rekrutieren und dem 
Personaldefizit der Bundeswehr entgegenzutreten. 
Im Rahmen des Programms werden auch Schul­
klassenfahrten organisiert und finanziert. Laut ei­
nem Bericht des NDR können sich Schüler:innen 
so „über die Arbeit der Soldatinnen und Soldaten 
informieren, nehmen an Vorträgen teil, besichti­
gen Kriegsschiffe, testen Ausrüstung und übernach­
ten in der Kaserne“. „Wir brauchen dringend Perso­
nal und nutzen jede Möglichkeit, jungen Leuten die 
Marine näher zu bringen“1 – wird ein Mitarbeiter 
des Marine-Truppenbesucherzentrums zitiert.

Dass sich dieses und andere Programme der 
Bundeswehr einer Beliebtheit erfreuen, ist aus meh­
reren Gründen anzunehmen: Einerseits entlas­
tet die Bundeswehr so Schulen und Lehrkräfte bei 
der Organisation und die Eltern bezüglich der Kos­
ten einer Klassenfahrt. Andererseits hat sich mit der 
von Olaf Scholz am 27. Februar 2022 ausgerufenen 
„Zeitenwende“ infolge des russischen Angriffskrie­
ges auf die Ukraine die gesellschaftliche Reputation 
von Militär, der Bundeswehr und ihrer Präsenz in 
der Öffentlichkeit gewandelt. Die Bedeutsamkeit ei­
ner wehrfähigen Armee, die mehr als zuvor bereit 
sein solle, an kriegerischen Auseinandersetzungen 
mitzuwirken, findet im öffentlichen Raum zuneh­
mend Resonanz. Dazu zählen neben steigenden Mi­
litärausgaben, inklusive des 100-Milliarden-Sonder­
vermögens, auch Bildungs- und Werbemaßnahmen 
wie die Präsenz der Bundeswehr an Schulen. Laut 
ZDF-Politbarometer vom 12.  April 2024 begrüßen 
etwa 70 Prozent der Befragten steigende Militäraus­
gaben; wohl wissend, dass dadurch in anderen Po­
litikressorts gespart werden muss.2 Vergleicht man 
dies mit den kontroversen Debatten der Jahre zuvor 
um das 2-Prozent-Ziel der NATO, wird deutlich, 
dass die „Zeitenwende“ inzwischen in der Breite 
der Bevölkerung angekommen ist. Zwar ist die Ein­
bindung militärischer Blickwinkel und der Rück­
griff auf Bundeswehrpersonal in der politischen 
Bildungsarbeit nicht neu, beides zeigt sich im Kon­
text der „Zeitenwende“ aber in einer neuen Quali­
tät. Diese neue Dimension der Militarisierung der 
Öffentlichkeit zeigt sich nicht zuletzt im Bildungs­
sektor. So gibt es seit einigen Jahren Kooperations­
vereinbarungen zwischen Bundesländern und der 

Bundeswehr, die auch 
im Fachdiskurs über 
politische Bildung so­
wie durch gewerk­
schaftliche und frie­
densbewegte Akteure 
kritisiert werden. Bei­
spielsweise heben Dirk 
Lange und Moritz Pe­
ter Haarmann hervor, 
dass das Bildungsan­
gebot der Bundeswehr 
„keine Politische Bildung“ darstelle und das Kon­
troversitätsgebot sowie das Indoktrinationsver­
bot des Beutelsbacher Konsenses durch die Prä­
senz der Bundeswehr im Bildungsraum gefährdet 
seien.3 Diese Kritik verstummt nicht, aber sie wird 
mittlerweile von einem politischen Tonfall überla­
gert: Etwa setzten die Landesregierungen bislang 
auf die schulische Autonomie, wenn es um eine Zu­
sammenarbeit mit der Bundeswehr ging. Seit Neu­
estem aber stoßen Landespolitiker:innen mit dem 
Anliegen vor, Schulbesuche von Jugendoffizieren 
verpflichtend zu etablieren.4 Die Beschäftigung mit 
Fragen äußerer Sicherheit in der politischen Bil­
dung findet also nicht im luftleeren Raum statt, 
sondern ist in politische Verhältnisse eingebunden.

II. „Versicherheitlichung“ der  
politischen Bildung

Man kann diese Tendenzen im Bildungsbereich 
unter dem Stichwort „Versicherheitlichung“5 po­
litischer Bildung fassen, wobei nicht nur Prämis­
sen der Außenpolitik, sondern auch mutmaßliche 
Gefährdungen der inneren Sicherheit eine zuneh­
mend tragende Rolle spielen. Seit den 1990er Jah­
ren etablieren Bund und Länder sogenannte „Ext­
remismuspräventionsprogramme“, die die Struktur 
der außerschulischen Bildung nachhaltig verän­
derten. Große Teile der staatlichen Förderung po­
litischer Bildung außerhalb von Schulen fokussieren 
sich mittlerweile auf eine diesbezügliche „Präventi­
onsarbeit“, was zwar einerseits eine Vielzahl neuer 
Bildungsträger und Bildungsansätze hervorbrachte, 
andererseits aber die Rolle nicht präventiv gerahm­
ter politischer Bildungsarbeit erheblich schwächte. 
Beispielsweise stellt Benedikt Widmaier für das Jahr 
2019 Folgendes fest: „Allein der Vergleich der För­
dertöpfe im Jugendministerium von 10 Mio. Euro 
im traditionellen Programm ‚Politische Jugendbil­
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dung‘ im Kinder- und Jugendplan des Bundes auf 
der einen und 115,5 Mio. Euro im Programm ‚De­
mokratie leben!‘ (…) auf der anderen Seite macht 
die Disparität und politische Be- bzw. Entwertung 
der beiden Felder deutlich.“6 Damit einher gehen 
zahlreiche populär gewordene Begriffsschöpfun­
gen, die die politische Bildungsarbeit nicht mehr 
nur tangieren, sondern immer mehr prägen  – u. a. 
ist die Rede von „Demokratieförderung“ oder „De­
mokratiebildung“, wobei förderprogrammatisch 
vielfach „Demokratieförderung (…) als Extremis­
musprävention konzipiert“7 ist. Mehr denn je lohnt 
sich hier, zu fragen, welche Bedeutungen die unter­
schiedlichen Akteure mit den neuen Begriffen ver­
binden. „Prävention“ kennt jedenfalls keine subjek­
torientierte Macht- und Herrschaftskritik, anhand 
derer politische Urteile und Handlungsperspektiven 
abgewogen werden, mit dem Ziel, die politischen 
„Verhältnisse zu gestalten und zu verändern“8. Im 
Unterschied zur politischen Bildung zielen Präventi­
onsmaßnahmen vielmehr auf die Abwehr eines un­
erwünschten Zustandes, wobei die Adressat:innen 
weniger als Subjekte, sondern eher als Objekte einer 
politischen Sicherheitsstrategie angesprochen wer­
den – und das liegt klar im Trend: Nahezu alle von 
den Bundesländern festgelegten Schullehrpläne für 
Fächer mit politisch bildenden Anteilen sind extre­
mismuspräventiv ausgelegt. Demokratie wird dann 
in vielen Fällen negativ gedacht als Zustand, in dem 
„Extremist:innen“ möglichst keine Machtzuwäch­
se erhalten; ebenso als zu verteidigender Status quo 
gegenwärtiger politischer Verhältnisse, weniger je­
doch als Prozess und politische Rahmung, inner­
halb derer diese Verhältnisse grundsätzlich änder­
bar sind.9 Dieser Blickwinkel findet sich auch in 
zahlreichen Unterrichtsmaterialien und geht damit 
einher, dass dort dann rechte und linke politische 
Akteure miteinander verglichen oder gar gleichge­
setzt werden. Eine Schulbuchstudie, die sich mit der 
Implementierung extremismuspräventiver Ansätze 
in die schulische Bildung auseinandersetzt, kommt 
unter anderem zu folgendem Ergebnis: „Dass im 
Klassenzimmer auf Grundlage solcher Materialien 
rechte Morde bagatellisiert werden könnten, ist […] 
naheliegend.“10

III. Wehrhafte politische Bildung?

Die skizzierte Versicherheitlichung der politischen 
Bildung entlang außen- und innenpolitischer Fel­
der ist weder nur ein aktueller Trend noch lässt sie 
sich losgelöst von politischen Rahmungen betrach­
ten. Sie ist fester Bestandteil einer sicherheitspoliti­
schen Maxime, die durch die Rede von „wehrhafter 
Demokratie“ und „Antiextremismus“ mit entspre­
chenden Gegnerbestimmungen geprägt ist. Bei­
de Begriffe sind aus der politischen Kommunikati­
on der Bundesrepublik nicht mehr wegzudenken. 
Insbesondere seit dem Erstarken der AfD und dem 
Krieg in der Ukraine schwören Politiker:innen die 

Öffentlichkeit regelmäßig darauf ein, starker Teil ei­
ner Wehrhaftigkeit zu sein, die sich gegen die politi­
sche Rechtsentwicklung in Deutschland und gegen 
Angriffe auf die liberalen Demokratien des Westens 
„von außen“ richtet.

Der Begriff der wehrhaften Demokratie ist heu­
te im politischen Diskurs zumeist positiv konno­
tiert, steht er doch für eine vermeintliche Lehre aus 
dem Weimarer Scheitern und eine Haltung, sich ge­
gen Gefährdungen von Demokratie und Staat zur 
Wehr zu setzen. Es ist insofern nicht verwunder­
lich, dass solche Überlegungen gegenwärtig Kon­
junktur haben. Zugleich erinnert die mit der Wehr­
haftigkeit einhergehende Abwehrhaltung gegenüber 
Gegner:innen von Staat und Demokratie an die Un­
terscheidung von „Freund und Feind“,11 die der für 
die NS-Ideologie bedeutsame Rechtsgelehrte Carl 
Schmitt als erstes Kriterium zur Bestimmung des 
politischen Raums kennzeichnete. Auch wenn im 
parlamentarischen Rat Akteure unterschiedlicher 
Couleur dafür plädierten, im Grundgesetz Schutz­
mechanismen zu etablieren, die heute als Instru­
mente der wehrhaften Demokratie angesehen wer­
den  – unser Grundgesetz enthält diesen Terminus 
an keiner Stelle, erstmals verwendete ihn das Bun­
desverfassungsgericht beim KPD-Verbotsurteil des 
Jahres 1956 –, muss darauf hingewiesen werden, 
dass Carl Schmitts Theorie auch für die Diskussio­
nen nach 1945 und in der Bonner Republik für die 
Diskussionen um Staats- und Demokratieschutz­
konzepte wesentlich war.

Mit der geforderten Wehrhaftigkeit geht stets 
die Annahme einher, dass Gefährdungen von Staat 
und Demokratie nicht erst dann sanktioniert wer­
den sollten, wenn diese bereits umfassend wirksam 
sind, sondern bereits zuvor. Diese Annahme basiert 
auf der Unterscheidung von „Legalität“ und „Legi­
timität“, wonach eine politische Aktion zwar legal 
sein kann, jedoch nicht unbedingt als legitim be­
trachtet werden muss. Es war unter anderem der 
Jurist Ernst Forsthoff, der dies in seinen Schriften 
vor und nach 1945 immer wieder hervorhob. In ei­
nem Brief an seinen akademischen Lehrer, den be­
reits erwähnten Carl Schmitt, formulierte er 1932, 
dass „die begriffliche Unterscheidung von Legitimi­
tät und Legalität von prinzipieller Wichtigkeit“ und 
das entscheidende „Mittel zur Bekämpfung der Il­
legitimität […] die Diktatur“ sei.12 Forsthoff ver­
fasste in diesem Sinne die Schrift „Der totale Staat“ 
und besetzte in der NS-Zeit zahlreiche Stellen an 
Universitäten. Ab 1952 wirkte er als Professor in 
Heidelberg.13 Mit anderen Worten, aber in ähnli­
cher Logik, formulierte er später, dass es für einen 
funktionierenden Staat darauf ankomme, „der Le­
galität die freie Fungibilität zu nehmen und sie an 
eine unverrückbare Kernsubstanz der Verfassung zu 
binden“.14 Doch was könnte die von Forsthoff gefor­
derte „unverrückbare Kernsubstanz der Verfassung“ 
sein? 
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IV. Antiextremistische politische Bildung?

Die in Deutschland heute omnipräsente Gegnerbe­
stimmung für Sicherheitspolitiken – auch in der po­
litischen Bildung – ist der Antiextremismus19. Auch 
dies lässt sich nur mit Blick auf historisch-politische 
Kontexte erklären: Unmittelbar nach 1945 wurden 
in vielen politischen Lagern die personellen Über­
reste des Nationalsozialismus als wesentliche in­
nere Bedrohung betrachtet. Es kann rückblickend 
von einem „antifaschistische[n] Fenster“20, das sich 
öffnete, gesprochen werden.21 Doch dieses Fens­
ter schloss sich, nachdem die Anti-Hitler-Koaliti­
on in die Frontstellungen des Kalten Krieges mün­
dete. Als politischer Gegner galten spätestens seit 
Gründung der Bundesrepublik vor allem die Sozi­
alismusversuche des Ostens und ihre tatsächlichen 
sowie mutmaßlichen Verbündeten im Inland. Die­
ser „Antitotalitarismus“ hatte auch deswegen von 
Beginn an einen Akzent auf den linken Teil des po­
litischen Spektrums, weil „eine Projizierung nach 
außen […] die Suche nach den prä- oder post-tota­
litären Elementen in den eigenen Reihen müßig“22 
erscheinen ließ. Daran hatte die große Zahl an ehe­
maligen NS-Eliten, die ihre Karrieren in der Bun­
desrepublik fortsetzten  – Ernst Forsthoff ist ein 
Beispiel dafür – ohnehin ein Interesse. Eine umfas­
sende Aufarbeitung hätte der personellen Renazifi­
zierung entgegengestanden.

Schnell übertrug sich der Antitotalitaris­
mus auch auf den Bereich der politischen Bil­
dung. So forderte die Kultusministerkonferenz im 
Jahr 1962: „Bei der Darstellung des kommunisti­
schen und nationalsozialistischen Totalitarismus 
sind ihre verwerfliche Zielsetzung und ihre verbre­
cherischen Methoden deutlich zu machen. Die Tat­
sache, dass die beiden Systeme einander bekämpft 
haben, darf nicht über ihre enge Verwandtschaft 
hinwegtäuschen.“23 Hier zeigt sich der bis heute für 
das Extremismusmodell charakteristische Vergleich 
von rechts und links, der nicht selten in eine Relati­
vierung nationalsozialistischer Verbrechen und ge­
genwärtiger rechter Gefahren mündet, wie auch die 
oben angeführte Schulbuchstudie offenbart. Au­
ßerdem lässt sich an der Geschichte des Antiextre­
mismus illustrieren, wie verwoben innen- und au­
ßenpolitische Motivlagen sind und wie dies die 
jeweiligen Debattenlagen über politische Bildung 
beeinflusst. So resümiert der Politikdidaktiker Kurt 
Gerhard Fischer folgerichtig, dass der Ost-West-Ge­
gensatz für die politische Bildung und Erziehung 
nach 1945 prägend war, was weniger einer fort­
schreitenden Demokratisierung der restaurierten 
Strukturen der jungen Bundesrepublik als vielmehr 
einer „Erhaltung des gesellschaftlichen status quo“24 
gedient habe. Fischers These lässt sich auch an­
hand der Geschichte der „Bundeszentrale für politi­
sche Bildung“ (BpB), die ursprünglich „Bundeszen­
trale für Heimatdienst“ hieß, festmachen. Gudrun 
Hentges, die vor allem die Gründungszeit der Be­

In Deutschland wird zur Bestimmung des­
sen, was politisch nicht legitim ist, die „freiheitli­
che demokratische Grundordnung“ (fdGO) heran­
gezogen, die im Grundgesetz an zahlreichen Stellen 
prominent formuliert ist  – beispielsweise ist deren 
Bekämpfung eine Voraussetzung für ein Parteien­
verbot. Doch definiert wird sie dort nicht. Daher 
verweisen juristisch-politische Einschätzungen und 
auch Bildungsmaterialien bis heute auf das „SRP-
Verbotsurteil“ des Jahres 1952, in dem das Bundes­
verfassungsgericht den Versuch unternahm, eben 
jene fdGO zu definieren. Dennoch ist die fdGO 
keine klare Rechtsfigur und hat in der Geschich­
te der Bundesrepublik auch die Rolle eines „poli­
tischen Kampfbegriff[es]“ übernommen. So wur­
de sie zum „Mittel der Ausgrenzung politischer 
Gegner“15. Wer also als Gegner der fdGO und da­
mit als „Extremist:in“ deklariert wird, hängt nicht 
von unstrittigen rechtlichen Kriterien ab, sondern 
von staatlichen Stellen mit entsprechender Defini­
tionsmacht. Das sind, wie die Innenministerkonfe­
renz mehrfach hervorhob, die Verfassungsschutz­
ämter.16 Ein Beispiel für solche Vorgänge ist die 
„Berufsverbote“-Politik der siebziger Jahre: Die­
se traf den Bildungssektor besonders stark und 
scheint gegenwärtig eine Vitalisierung zu erleben. 
Für ein „Berufsverbot“ war nicht entscheidend, ob 
Recht angetastet wurde oder dienstliche Verfehlun­
gen vorlagen. Lediglich die Annahme, künftig poli­
tische und dienstliche Pflichten zu verletzten, reich­
te für eine Entlassung oder Nicht-Einstellung aus. 
Vielfach war dann die Mitgliedschaft in einer als 
„(links-)extremistisch“ geführten Organisation der 
Grund.17

Insofern hat die Rede von „wehrhafter Demo­
kratie“ einen Präventivcharakter und Schnittmen­
gen zu einer versicherheitlichten, eben auf Prä­
vention basierenden Bildungsarbeit. Auch für den 
Bildungssektor gilt, dass sich mit der wehrhaften 
Demokratie der Bereich des Besprechbaren will­
kürlich einengen lässt. Laut Ingeborg Maus, die sich 
immer wieder mit Forsthoff und dem Erbe Carl 
Schmitts auseinandersetzte, hat die Logik der wehr­
haften Demokratie eine Funktionalität für Herr­
schaftsstabilisierung, denn sie macht es möglich, 
durch eine permanente Legitimitätsprüfung poli­
tischer Einstellungen und Handlungen, „weite Be­
reiche sozialen Geschehens gegen jeden positiv-
rechtlichen Zugriff “18 abzusichern. Eine politische 
Bildung, die sich zum Ziel setzt, gegenwärtige Herr­
schaftsverhältnisse kritisch zu betrachten und vor 
allem unter Emanzipationsgesichtspunkten politi­
sche Diskussionen und politisches Engagement zu 
fördern, hat es unter solchen Bedingungen schwer. 
Insofern muss es unter dem Gesichtspunkt der 
Wehrhaftigkeit auch nicht unbedingt um eine Ver­
teidigung demokratischer Grundwerte gehen, son­
dern womöglich auch um eine systematische Entde­
mokratisierung des öffentlichen Bildungshandelns.
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V. Demokratie und Humanität statt 
„Kriegstüchtigkeit“ in der politischen Bildung

Die gesamte politische Bildungslandschaft steht im 
Zuge aktueller militärischer Zuspitzung und der 
Rhetorik von Wehrhaftigkeit sowie von Antiextre­
mismus vor der Herausforderung, dass Perspektiven 
von Demokratisierung im Inneren und Humanität 
in außenpolitischen Fragen zunehmend marginali­
siert oder paradoxerweise gar als Bedrohung demo­
kratischer Werte und des Friedens gelesen werden 
können. Zwar ist diese Versicherheitlichung von 
Bildung nicht erst seit der „Zeitenwende“ zu be­
obachten, sondern hat in Deutschland eine längere 
Geschichte, dennoch: 

Die politische Bildungslandschaft ist besonders 
gefragt, Alternativen zu hegemonialen Politiken von 

Aufrüstung und Militarisierung zu thematisieren 
und mitzuentwickeln. 

Häufig wird der „Beutelsbacher Konsens“ herange­
zogen, um zu argumentieren, dass Bildungsarbeit 
„neutral“ sein müsse und sich jeglicher politischen 
Positionierung zu enthalten habe. Dies ist aus min­
destens drei Gründen nicht nachvollziehbar: Ers­
tens wurden die drei Beutelsbacher Prinzipien  – 
das Indoktrinationsverbot, das Kontroversitätsgebot 
und die Subjektorientierung  – in einem Protokoll 
einer Tagung festgehalten, die sich vornehmlich der 
schulischen Bildung widmete. Zweitens enthält der 
Beutelsbacher Konsens kein Neutralitätsgebot, ob­
wohl ihm dies von verschiedenen Akteuren immer 
wieder angedichtet wird. Besonders engagiert tritt 
hier die AfD auf, um jegliche Kritik an ihren Pro­
grammen und politischen Tätigkeiten zu diskredi­

hörde untersuchte, kommt dabei zu folgendem Er­
gebnis: „Die Thematisierung des NS-Regimes […] 
verlor an Bedeutung. Demgegenüber dominierte in 
der staatlichen politischen Bildung die antikommu­
nistische Propaganda gegen das realsozialistische 
Staatensystem, gegen die (befürchtete) Infiltration 
und gegen Strömungen, denen man […] Sympathi­
en mit sozialistischen oder kommunistischen Ideo­
logien unterstellte.“25 Damit war die Bundeszentra­
le eine zentrale Institution der politischen Bildung, 
um den Antitotalitarismus im Bildungsbereich zu 
popularisieren  – unter anderem durch Tagungen 
oder die Finanzierung von einschlägigen Veröffent­
lichungen.26

Inzwischen hat der Begriff des „Extremismus“ 
den des „Totalitarismus“ im Sicherheitsbehördenvo­
kabular abgelöst. Erstmals im Verfassungsschutzbe­
richt des Jahres 1973 findet der Terminus Verwen­
dung.27 Eine vergleichende Extremismusforschung 
etablierte sich in der Bundesrepublik erst später. 
Wiederum war daran die BpB beteiligt, in deren 
Schriftenreihe beispielswiese der von Manfred Fun­
ke herausgegebene Sammelband „Extremismus und 
offene Gesellschaft“ im Jahr 1978 erschien. Zahlrei­
che weitere Publikationen und Veranstaltungen der 
Bundeszentrale trugen zur Karriere des Extremis­
musbegriffs bei.28 Doch der begriffliche Wandel darf 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass der Antiextre­
mismus konzeptionell dicht an den Antitotalitaris­
mus angelehnt ist und die sicherheitspolitische Ge­
schichte Westdeutschlands als „antiextremistische 
Kontinuität“29 zu charakterisieren ist. Die Vielzahl 
extremismuspräventiver Ansätze belegt die Reputa­
tion des vergleichenden Extremismuskonzepts auch 
in der politischen Bildung der Gegenwart. 

25 Hentges, G. (2013): 
Staat und politische 
Bildung. Von der „Zentrale 
für Heimatdienst“ zur 
„Bundeszentrale für politi-
sche Bildung“. Wiesbaden. 
S. 448.
26 Vgl. Jaschke, H.-G. 
(1991): Streitbare Demo-
kratie und innere Sicher-
heit. Grundlagen, Praxis 
und Kritik, Opladen. 
S. 226–232.
27 Vgl. Oppenhäuser, H. 
(2011): Das Extremis-
mus-Konzept und die 
Produktion von politischer 
Normalität, in: Forum 
für kritische Rechts-
extremismusforschung 
(Hrsg.): Ordnung. Macht. 
Extremismus. Effekte 
und Alternativen des 
Extremismus-Modells, 
Wiesbaden, S. 39.
28 Vgl. Widmaier, B. 
(1987): Die Bundeszent-
rale für politische Bildung. 
Frankfurt/M. S. 135.
29 Feldmann, D. (2023): 
Demokratie trotz(t) 
Antiextremismus? Zur 
Bedeutung von Extre-
mismusprävention für 
(Ent-)Demokratisierung 
und politische Bildung. 
Frankfurt/M. S. 135.
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tieren. Doch auch staatliche Stellen setzen Neutra­
lität teils voraus, um außerschulischen Trägern die 
Gemeinnützigkeit zu gewähren und staatliche Mit­
tel zuzuweisen. Drittens kann und sollte Bildung 
nie neutral sein, insbesondere, wenn es um demo­
kratische Grundwerte geht. So schwer diese Grund­
werte auch auszubuchstabieren sind, politische 
Bildungsarbeit muss gegen jegliche demokratiege­
fährdende Politik deutlich Position beziehen. Das 
gilt insbesondere für die außerschulische Bildung, 
da die Adressat:innen im Gegensatz zur Schule in 
der Regel freiwillig an den Angeboten teilnehmen. 
Sie haben die Wahl, welches Bildungsangebot sie 
in Anspruch nehmen und welches nicht. Insofern 
nämlich kann Kontroversität im außerschulischen 
Bereich durch eine „Vielfalt der Träger und Institu­
tionen“ sichergestellt werden, sodass die Bildungs­
akteure „ihre eigenen Positionen durchaus offensiv 
parteiisch“30 vertreten können, wie Klaus Ahlheim 
betont. Es ist gerade die Chance nicht-schulischer 
Bildung, überhaupt politische Kontroversen zu er­
möglichen, die in der realen politischen Auseinan­
dersetzung teilweise nicht mehr stattfinden  – mit 
marginalisierten politischen Positionen, die aber 
einen Beitrag zur Kritik der bestehenden Verhält­
nisse, zur Demokratisierung und für Frieden und 
Emanzipation leisten können. Denn letztlich sind 
politische Diskurse, auch über Sicherheit, Krieg und 
Frieden, durch Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
gekennzeichnet. Nicht alle Akteure haben dieselben 
Möglichkeiten, ihre Positionen im politischen Raum 
zu platzieren und für diese einzutreten. Es herrscht 
sowohl in der Politik als auch in der politischen Bil­

dung keine diskursive „Waffengleichheit“31. Entge­
gen einer affirmativen politischen Bildungsarbeit, 
die sich daran abarbeitet, bestehende Verhältnisse 
zu reproduzieren, muss diese „Waffenungleichheit“ 
als solche offengelegt und kritisch hinterfragt wer­
den, welche politischen sowie ökonomischen In­
teressen mit den jeweiligen Positionierungen ver­
bunden sind. Indem hegemoniale Politikansätze 
mit politischen Alternativen konfrontiert werden, 
kann politische Bildungsarbeit einen Beitrag zu leis­
ten, Diskurse im Bildungsraum zu weiten. An die­
ser Stelle lohnt im Übrigen eine genaue Lektüre von 
Wehlings Tagungsnotiz, die heute als Beutelsba­
cher Konsens bekannt ist und keineswegs zu einer 
schlichten Spiegelung der veröffentlichten Meinung 
anleitet: „Zu fragen ist, ob der Lehrer nicht sogar 
eine Korrekturfunktion haben sollte, d. h. ob er nicht 
solche Standpunkte und Alternativen besonders he­
rausarbeiten muß, die den Schülern (und anderen 
Teilnehmern politischer Bildungsveranstaltungen) 
von ihrer jeweiligen politischen und sozialen Her­
kunft her fremd sind.“32 Für Teilnehmende an poli­
tischen Bildungsveranstaltungen, die sich mit Krieg 
und Frieden auseinandersetzen, kann dies in ei­
ner Zeit, in der militärische Blickwinkel die poli­
tischen Debatten bestimmen, eine wesentliche Be­
deutung haben. Will politische Bildungsarbeit nicht 
lediglich Exekutivorgan gegenwärtiger Sicherheits­
logiken sein, muss sie verstärkt den Mut aufbringen, 
vorherrschenden medialen Diskursen zu widerspre­
chen – gerade auch, um Friedenspolitik nicht jenen 
zu überlassen, die Frieden gar nicht zum Ziel ha­
ben.

30 Ahlheim, K. (2019): 
Beutelsbacher Konsens? 
Politische Bildung in 
Zeiten von AfD und Co. 
Ulm. S. 15 f.
31 Engartner, T. (2014): 
Pluralismus in der 
sozialwissenschaftlichen 
Bildung. Zur Relevanz 
eines politikdidaktischen 
Prinzips. Berlin. S. 12.
32 Wehling, H.-G. (2016): 
Konsens à la Beutels-
bach? Nachlese zu einem 
Expertengespräch. Textdo-
kumentation aus dem Jahr 
1977. In: Widmaier, B./
Zorn, P. (Hrsg.): Brauchen 
wir den Beutelsbacher 
Konsens? Eine Debatte 
der politischen Bildung. 
Bonn. S. 24.
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„Die Frömmigkeit, die die Eltern hatten! Da habe ich gedacht, die müssen doch ganz anders 

handeln. Die müssen uns doch lieb haben mit dieser Frömmigkeit. Kleine Kinder können nicht 

verstehen, warum es etwas Wichtigeres gibt als ihre eigenen Kinder. Das haben wir nicht 

verstanden. Und ich verstehe es eigentlich bis heute noch nicht.“Frieda Göttin, ehemaliges Missionskind, als über 80-Jährige

Nach der Kinderverordnung der Basler Mission von 1853 mussten Kinder von Missionspaaren

spätestens im Alter von sechs Jahren aus den Missionsgebieten Indien, Afrika und China 

nach Europa gesandt werden. Dort wuchsen sie im Kinderhaus der Basler Mission oder bei 

Verwandten auf. Viele Kinder sprachen kein Deutsch und die einstige Heimat ihrer Eltern war 

ihnen völlig fremd. Eine Verbindung zu den Eltern war nur noch brieflich möglich. Oft sahen 

sie sich jahrzehnte- oder lebenslang nicht wieder. Deutschland oder die Schweiz waren ihnen 

ebenso unbekannt wie umgekehrt Asien und Afrika einst für ihre Mütter, den sogenannten 

Missionsbräuten, und ihren Vätern, den Missionaren, gewesen war. Entfremdung, emotionale 

Distanz und letztlich gebrochene Familienbiografien waren häufig eine Folge.

Persönliche Briefe, Tagebücher und Fotografien aus Privatbesitz sowie offizielle Dokumente

aus dem Archiv der Basler Mission bilden die umfangreiche Quellenbasis dieser Studie. Aus 

der Perspektive aller Beteiligten wird das bisher kaum erforschte Schicksal der „kinderlosen 

Eltern“ und „elternlosen Kinder“ beleuchtet. Der Autorin gelingt dabei der Bezug zur Gegen-

wart, denn das Leben in zwei oder mehr Kulturen und die daraus resultierende Problematik 

von Verlust und Trennung, von Fremdsein und Entfremdung, von Inter- und Transkulturalität 

ist heute aktueller denn je.

Dr. phil. Dagmar Konrad: Studium der Empirischen Kulturwissenschaft und Ethnologie in

Tübingen. Promotion 1999. (Missionsbräute – Pietistinnen des 19. Jahrhunderts in der Basler 

Mission. Ausgezeichnet mit dem Johannes-Brenz-Preis 2003 und dem Barbara-Künkelin-

Preis 2006). Lehrtätigkeit an den Universitäten Basel, Tübingen, Jena, Bremen und Dortmund. 

Forschungsprojekte u.a. zum Thema Kleidungsforschung (Universität Dortmund), zum Thema

Missionskinder (Universität Basel). Forschungstätigkeit an Museen (Provenienzforschung am 

Museum der Kulturen Basel). Forschungsschwerpunkte: Geschlechterforschung, Alltags- und

Frömmigkeitsgeschichte, Kleidungs- und Textilforschung, Migrationsforschung, Sachkultur-

forschung.
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Die Ränder der Vielfalt stehen für Kontexte sozialer Ungleichheit, die in der (religiösen) 

Bildung oft vernachlässigt werden. Auch in den Diskursen über eine vielfaltskompe-

tente Religionspädagogik werden gesellschaftliche Ungleichheitsdimensionen und ihre 

Wechselwirkungen noch zu wenig beachtet. Einer Religionspädagogik, die die sozialen 

Realitäten von Heranwachsenden ernstnehmen will, stellen sich somit wichtige Aufgaben.

Der vorliegende Band setzt hier an und betrachtet Vielfalt in Kontexten von sozialer 

Benachteiligung. Thematisiert werden besonders die Verbindung und das Verhältnis von 

sozioökonomischem Status, Religion und Geschlecht – treffen doch in Kontexten von Viel-

falt unterschiedliche religionsbezogene Bedeutungswelten und Geschlechterordnungen 

aufeinander, die auch durch ihren sozioökonomischen Hintergrund mitbestimmt sind.

Wie sozioökonomischer Status, Religionszugehörigkeit, Geschlecht und (sozio-)kultu-

reller Hintergrund miteinander verflochten sind und welche Spannungsfelder dabei ent-

stehen, wird zum Gegenstand religionspädagogischer Analyse. Für die Weiterentwicklung 

einer Religionspädagogik der Vielfalt sind Erkenntnisse über diese intersektionalen Zusam-

menhänge von zentraler Bedeutung. 

Vor diesem Hintergrund werden in den vorliegenden Beiträgen wichtige Fragen eines

schul- und religionspädagogischen Umgangs mit Vielfalt erörtert: Was bedeutet (religiöse)

Bildung aus der Sicht sozial benachteiligter Kinder und Jugendlicher? Auf welche ge-

schlechts- und religionsbezogenen Vorstellungen, Selbstverständnisse und Zuschreibungen

kann man im Kontext sozialer Benachteiligung treffen? Welchen Zusammenhang gibt es

zwischen religiösen Hintergründen bzw. Deutungsmustern und Geschlecht? Welche inter-

aktiven Dynamiken lassen sich zwischen sozialer Benachteiligung, Religion und Geschlecht 

beobachten und wie können diese theoretisch reflektiert werden? Aufgezeigt wird, welche

Forschungsfragen aktuell bearbeitet werden und welchen vielgestaltigen Beitrag sie zur

wissenschaftlichen Fachdiskussion, zur Weiterentwicklung der Geschlechterforschung und 

zur Konzeption einer Religionspädagogik der Vielfalt leisten. 
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